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Erlaubte Zwecke für die Videoüberwachung nach DSGVO 
Zusammenfassung: Zu den mehr oder weniger anerkannten Zwecken erlaubter Videoüberwa-
chung gehört die Gefahrenabwehr von Diebstahl, Einbruch, Vandalismus, Sachbeschädigung bei 
Fremdeigentum, Übergriffe auf Personen und Wahrung des Hausrechts allgemein. Bei Eintritt eines 
Ereignisse, gegen das die Videoüberwachung eingesetzt wird, muss eine Reaktion erfolgen. Im Rah-
men eines umfassenden und fundierten Sicherheitskonzepts kann eine Videoüberwachung grundsätz-
lich auch als Aktion vorgenommen werden. Tipps für den datenschutzrechtlich mutmaßlich korrekten 
Betrieb einer Videoüberwachung bei Wahrung des Hausrechts allgemein, der Gefahrenabwehr allge-
mein, bei Diebstahl, Vandalismus oder Verletzung des Hausrechts usw. runden den Praxistipp ab. 

 

Praxistipp: Ein am Waldrand gelegenes Un-
ternehmen stellt den Beschäftigten einen Mitar-
beiterparklatz zur Verfügung, der etwas abseits 
des Betriebsgeländes liegt. In der dunklen Jah-
reszeit fühlen sich etliche Beschäftigte sehr 
unsicher beim Weg vom Auto zum Arbeitsplatz 
und zurück. Es kam wiederholt zu Beschädi-
gungen an dort geparkten Fahrzeugen, teilweise 
durch Parkrempler, teilweise durch Vandalis-
mus. Da gleichzeitig am Waldrand nicht eindeu-
tig identifizierbare Personen beobachtet wurden, 
eine verstärkte Polizeipräsenz die Delikte jedoch 
nicht unterbinden konnte, entschließt sich die 
Unternehmensleitung in mehreren Schritten, 
den Parkplatz einzuzäunen, besser zu beleuch-
ten und auf Drängen des Betriebsrats auch eine 
geeignete Videoüberwachung einzurichten. So 
sollten Übergriffe auf Personen und Sachbe-
schädigungen an Fremdeigentum unterbunden 
werden. Zumindest sollten entsprechende Delik-
te leichte aufgeklärt werden können. 

Reaktion bei Ereignis: Videoüberwachung 
alleine ist kein Selbstzweck. Sie sollte daher 
Bestandteil eines Gesamtkonzepts sein. Wie 
wird reagiert, wen über die Videoüberwachung 
ein Ereignis festgestellt wird, für dessen Verhin-
derung oder Aufklärung die Videoüberwachung 
überhaupt erst installiert wurde? Wenn keine 
Reaktion erfolgt, kann fast schon pauschal ge-
sagt werden, dass die Videoüberwachung nicht 
geeignet ist, das erwünschte Ziel zu erreichen. 
Wie wird eskaliert? Wer wird verständigt? Wel-
che Reaktion erfolgt? Wer wird eingeschaltet, 
um die Aufklärung bei gefilmten Straftaten vo-
ranzutreiben? Gibt es einen eigenen Werk-
schutz, ist ein Dienstleister (Wachdienst) beauf-
tragt, wie kann die Polizei Unterstützung leis-
ten? Hier muss ein Konzept vorliegen, sonst 
kann sich rasch herausstellen, dass die Video-
überwachung ohne flankierende Maßnahmen 
gar nicht geeignet ist, die angestrebten Ziele zu 
erreichen. Diese Feststellung gilt im Übrigen für 
alle weiter unten näher untersuchte mögliche 
Zwecke der Videoüberwachung. 

Videoüberwachung als Reaktion: Ein gu-
ter Grund, der für die Einrichtung einer Video-
überwachung spricht, liegt vor, wenn in der Ver-
gangenheit Vorfälle geschehen sind, die durch 

die Videoüberwachung künftig verhindert oder 
aufgeklärt werden sollen (siehe Praxisbeispiel 
oben). Kommt es zu schädigenden Ereignissen, 
bei denen durch eine Videoüberwachung mut-
maßlich eine Gefahrenabwehr oder Verringe-
rung erfolgen kann, sollten diese so dokumen-
tiert werden, dass das Erfordernis der Video-
überwachung offensichtlich ist. Da die Video-
überwachung einen erheblichen Eingriff in die 
Interessen, Grundrechte und Grundfreiheiten 
der betroffenen Personen bedeutet, ist in der 
Folge immer wieder zu prüfen, ob durch die 
Videoüberwachung die gesteckten Ziele erreicht 
wurden. Außerdem, und das kann heikel wer-
den, ist auch regelmäßig zu prüfen, ob dann 
künftig die Videoüberwachung überhaupt noch 
erforderlich ist. Abschalten nach erfolgreicher 
Nutzung ist für die Verantwortlichen immer eine 
schwierige Entscheidung, denn wer haftet, wenn 
es nach der Abschaltung erneut zu illegalen und 
schädigenden Handlungen kommt? Dennoch 
muss die Prüfung regelmäßig erfolgen. 

Videoüberwachung als Aktion: Es kann 
auch vorkommen, dass Videoüberwachung als 
vorbeugende Maßnahme, etwa im Rahmen 
eines Sicherheitskonzepts oder bei Unterstüt-
zung der Logistik eingerichtet wird. Allerdings ist 
hier zu beachten, dass es sich um reale Gefähr-
dungen oder nachvollziehbare Erfordernisse 
handelt, und nicht um abstrakte Annahmen. Das 
Sicherheitskonzept oder die Logistikunterstüt-
zung sollten daher von erfahrenen Sicherheits-
experten erstellt werden, die sich mit der Risiko-
erkennung und der Bewertung von Risiken aus-
kennen. 

Wahrung des Hausrechts allgemein: Das 
Gabler Wirtschaftslexikon liefert in seiner Onli-
ne- Version folgende Definition zum Hausrecht: 
„Gesamtheit der rechtlich geschützten Befugnis-
se, über Wohnung, Geschäftsräume und einge-
friedetes Besitztum tatsächlich frei zu verfügen, 
andere am widerrechtlichen Eindringen zu hin-
dern und jedermann, der ohne Befugnis darin 
verweilt, zum Verlassen zu zwingen“ 
(http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/hau
srecht.html). Wer das Hausrecht widerrechtlich 
stört, begeht unter Umständen das Delikt des 
Hausfriedensbruchs, das mit Geld- oder Frei-

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/hau
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heitsstrafe belegt werden kann (§ 123 StGB). 
Wenn die Videoüberwachung ein geeignetes 
Mittel zur Wahrung des Hausrechts sein kann, 
dann kann sie die Bedingung f zur Herbeifüh-
rung der Rechtmäßigkeit der Verarbeitung erfül-
len (Wahrung berechtigter Interessen des Ver-
antwortlichen oder eines Dritten). 

Gefahrenabwehr allgemein: In zahlreichen 
Fällen konnte in der Vergangenheit nachgewie-
sen werden, dass das sichtbare Anbringen von 
Videokameras deutlich zur Senkung beispiels-
weise der Diebstahlquote beigetragen hat. Hier 
kommt es allerding auf die Beurteilung des Ein-
zelfalles an. Im Erwägungsgrund 47 wird auch 
ein hoch interessantes Kriterium für die Beurtei-
lung des berechtigten Interesses genannt. Bei 
einer sorgfältigen Abwägung gilt auch, dass „zu 
prüfen ist, ob eine betroffene Person zum Zeit-
punkt der Erhebung der personenbezogenen 
Daten und angesichts der Umstände, unter de-
nen sie erfolgt, vernünftigerweise absehen kann, 
dass möglicherweise eine Verarbeitung für die-
sen Zweck erfolgen wird. Insbesondere dann, 
wenn personenbezogene Daten in Situationen 
verarbeitet werden, in denen eine betroffene 
Person vernünftigerweise nicht mit einer weite-
ren Verarbeitung rechnen muss, könnten die 
Interessen und Grundrechte der betroffenen 
Person das Interesse des Verantwortlichen 
überwiegen.“ (Erwägungsgrund 47 zur DSGVO, 
Satz 3). 

Gefahrenabwehr Diebstahl: Diebstahl von 
Fremdeigentum führt bei zahlreichen Unterneh-
men zu teilweise hohen finanziellen Einbußen. 
Das betrifft hauptsächlich, aber bei weitem nicht 
nur den Einzelhandel. Gestohlen wird eigentlich 
in allen Bereichen. Wenn auf dem Betriebshof 
von Stadtwerken Rollen mit Kupferkabel liegen, 
sind diese oft ebenso Ziel von Diebstahl wie 
Fahrzeuge auf dem Hof eines Autohauses. Für 
die Gefahrenabwehr (und für die Aufklärung) hat 
sich die Videoüberwachung hier in zahlreichen 
Fällen bewährt. Allerdings genügt es für die 
Zweckbestimmung nicht, die allgemeine Formu-
lierung „Gefahrenabwehr Diebstahl“ zu benut-
zen, es muss vielmehr konkret erklärt werden, 
gegen welche Art von Diebstahl sich die Maß-
nahme richtet und welche Gegenstände die für 
Diebe begehrten Objekte sind. Außerdem muss 
in der Dokumentation auch dargelegt werden, 
warum die geplante Maßnahme für das Errei-
chen der Zwecke geeignet sein soll. 

Gefahrenabwehr Einbruch: Vor allem in der 
dunklen Jahreszeit häufen sich die Einbruchsde-
likte. Allerdings finden viele dieser Straftaten am 
hellen Tag oder in der Dämmerung statt. Auch 
Diebe scheinen eine geregelte „Arbeitszeit“ zu 
schätzen. Vor allem private Eigentümer ver-
sprechen sich von der Videoüberwachung einen 
abschreckenden Effekt. Da die DSGVO nicht für 

private Datenverarbeitung gilt, soll dieser Aspekt 
hier nicht näher betrachtet werden. Entspre-
chende Meinungsverschiedenheiten müssen die 
Eigentümer mit sich beobachtet fühlenden 
Nachbarn zivilrechtlich klären. Ein Einbruch 
kann mit einer Videoüberwachung nicht verhin-
dert werden. Sie kann jedoch – permanente 
Auswertung und Eskalation vorausgesetzt – zu 
einem raschen Eingreifen der Polizei oder des 
Werkschutzes führen. Außerdem können aus 
der Auswertung der Videoaufzeichnungen wich-
tige Indizien für die Aufklärung gewonnen wer-
den. Verbesserung des Diebstahlschutzes nach 
Auswertung der Delikte kann ebenfalls ein Er-
gebnis aus der Videoüberwachung sein. 

Gefahrenabwehr Vandalismus: Viele 
Hauseigentümer haben es schon erlebt, und es 
ist mehr als ärgerlich und stets mit Kosten ver-
bunden, wenn Vandalismus als Straftat began-
gen wird. Sei es, dass Einrichtungsgegenstände 
sinnlos zerstört werden, sei es, dass Hausfron-
ten oder Fahrzeuge durch Farbschmierereien 
beschädigt werden, sei es, dass es anderweitig 
zu absichtlich verbeigeführten Beschädigungen 
kommt. Vandalismus ist leider eine Zeiterschei-
nung. Viele Eigentümer und Unternehmensver-
antwortliche versprechen sich von einer umfas-
senden Videoüberwachung, dass dadurch Ge-
legenheitstäter von ihren Sachbeschädigungen 
abgehalten werden oder dass diese Taten zu-
mindest dadurch leichter aufgeklärt werden 
können. Auch hier gilt, dass die Rechtmäßigkeit 
der Verarbeitung umso eher gegeben ist, je 
mehr es in der Vergangenheit zu tatsächlichem 
Vandalismus gekommen ist. Das Konzept muss 
entsprechend strukturiert aufgebaut sein. Hier 
empfiehlt es sich, Expertenrat hinzuzuziehen. 
Nichts ist ärgerlicher, als dass man sich nach 
erfolgreicher Identifikation der Täter von deren 
cleveren Rechtsanwalt vorhalten lassen muss, 
dass die Videoüberwachung so gar nicht recht-
mäßig erfolgt sei und somit als Beweis nicht 
herangezogen werden dürfe. Solche Fallen soll-
ten durch ein sauberes Aufsetzen der Video-
überwachung von vorneherein ausgeschlossen 
werden. 

Dokumentation ist wichtig und erforder-
lich: Da Videoüberwachung kein Allheilmittel 
gegen die Delikte ist, für deren Verhinderung sie 
sorgen soll, gleichzeitig aber einen erheblichen 
Eingriff in die Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Personen dar-
stellt, ist es umso wichtiger, dass alle Umstände 
der Videoüberwachung, der Delikterkennung, 
der Aufklärung, der Veränderungen am Prozess 
der Videoüberwachung, der Einsichtnahme in 
die aufgezeichneten Daten und der Reaktionen 
von betroffenen Personen möglichst umfassend 
aufgezeichnet werden. Das gilt natürlich auch 
für die noch folgenden möglichen Zwecke der 
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Videoüberwachung, die im nächsten Praxistipp 
näher betrachtet werden sollen. 
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